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THEMA DES MON ATS 

EU-Kommission legt letztes jährliches Arbeitsprogramm vor ihrer Neukonstituierung vor  

Die EU-Kommission veröffentlichte am 23. Oktober 2018 das letzte jährliche Arbeitsprogramm vor ihrer 

Neukonstituierung. Schwerpunkte des Arbeitsprogramms für 2019 sind 15 neue Initiativen sowie 10 neue 

Bewertungen der Rechtssetzung. Weiterhin nennt die EU-Kommission 45 prioritäre Vorhaben, die EU-

Parlament und Rat noch vor den Europawahlen annehmen sollten. 17 Vorschläge sollen zurückgezogen 

werden.  

Zu den neuen Initiativen:  Die EU-Kommission legt einen besonderen Schwerpunkt auf die Klimapolitik, 

um einen signifikanten Beitrag zum Pariser Klimaschutzabkommen zu leisten, in dem die EU Mitgliedstaa-

ten 40% der Treibhausgasemissionen bis 2030 gegenüber dem Niveau von 1990 reduzieren sollen bzw. 

bis 2050 um 60%. Veröffentlicht werden nun noch folgende Dokumente:    

¶ Reflektionspapier ĂTowards a Sustainable Europe by 2030ñ mit Schlussfolgerungen f¿r Unions-

ziele, die aus den globalen UN Nachhaltigkeitszielen abgeleitet werden sollen 

¶ Eine Langzeitstrategie zur Reduktion von Treibhausgasemissionen gemäß den Zielstellungen des 

Pariser Abkommens  

¶ 4. Bericht zur Umsetzung der Energieunion  

¶ Zur Zukunft einer Energie- und Klimapolitik: Roadmap zu einem neuen institutionellen Rahmen für 

die Energie- und Klimapolitik bis 2025 

¶ Vorschlag zur Änderung des Referenzrahmens für die EU-Energieeffizienzziele für 2030, die an 

den Brexit angepasst werden sollen 

 

Im Rahmen des gemeinsamen EU-Binnenmarktes ist Folgendes zur erwarten:   

¶ EU Binnenmarkt: Mitteilung ĂTowards a fully functioning Single Market in a rapidly changing 

global environment; eliminating barriers and seizing new opportunities for the benefits of citizens 

and businessesò.  

 

Überprüfung bestehender Gesetzgebungsvorhaben 

Im REFIT Programm der Kommission stehen neben der bereits laufenden Vorhaben zur Wasserrahmen-

richtlinie u.a. noch eine Überprüfung folgender Richtlinien an:    

¶ Richtlinie zur Luftreinhaltung (EG 2008/50 und 2004/107) 

 

Zu den bis zur Europawahl 2019 prioritär abzuschließenden Verfahren gehören u.a.: 

¶ Paket zur Kreislaufwirtschaft 

¶ Mehrjähriger Finanzrahmen für die Förderperiode 2021 ï 2027 

¶ Gesamte Paket zur EU-Strukturpolitik  

¶ Mobilitäts- und Klimapaket  

 

Die vollständige Liste kann unter folgendem Link eingesehen werden. (jos)  

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/cwp_2019_annexes_en.pdf
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AKTU ELLES AU S POLITIK UND  GESETZGEBUNG 

Öffentliche Anhörung der EU-Kommission zu 

nichtfinanziellen Berichtspflichten   

Am 22. Oktober 2014 haben der Europäische Rat 

und das Parlament die Richtlinie 2014/95/EU über 

die Angabe nichtfinanzieller und die Diversität be-

treffender Informationen durch bestimmte große Un-

ternehmen und Gruppen (Non-Financial Reporting 

Directive ï NFRD) zur Änderung der EU Bilanzricht-

linie 2013/34/EU verabschiedet. Damit werden Ele-

mente für eine nachhaltige Unternehmensführung in 

die Bilanzrichtlinie aufgenommen und die Unterneh-

men zur Rechenschaft gegenüber der Öffentlichkeit 

verpflichtet. Ergänzend dazu hat die EU-Kommis-

sion am 5. Juli 2017 die Leitlinien für die Berichter-

stattung über nichtfinanzielle Informationen im 

Amtsblatt der EU veröffentlicht.  

Die Richtlinie muss von Unternehmen angewendet 

werden, die mehr als 500 Mitarbeiter haben und im 

öffentlichen Interesse stehen. Dies sind am Kapital-

markt notierte Unternehmen, Banken und Versiche-

rungen. Die Richtlinie ist abstrakt formuliert und um-

fasst die vier Themenbereiche  

¶ Umwelt 

¶ Soziales  

¶ Menschenrechte  

¶ Korruption 

 

Für jedes dieser vier Themenfelder sollen berichts-

pflichtige Unternehmen  

¶ ihr Geschäftsmodell 

¶ ihre Politik 

¶ die Ergebnisse dieser Politik 

¶ Risiken und Risikomanagement  

¶ wesentliche Leistungsindikatoren (key per-

formance indicators KPI) veröffentlichen 

 

Dabei definiert die Richtlinie selbst weder KPIôs, 

noch einen Rahmen für die Berichterstattung. Statt-

dessen sind die Unternehmen gehalten, bereits be-

stehende Berichtmöglichkeiten zu nutzen; durch die 

Richtlinie werden hier keine Präferenzen für einen 

bestimmten Berichtsrahmen gesetzt. Für diese Leit-

linien wird ein Update erwartet, das ursprünglich 

Juni 2018 vorliegen sollte. Nun hofft die EU-Kom-

mission, es bis Ende 2018 vorlegen zu können.  

Dabei soll eine Vielzahl neuer bzw. zusätzlicher Pa-

rameter berücksichtigt werden. Denn im Februar 

2018 hat die EU-Kommission zusätzlich ihren Akti-

onsplan für nachhaltige Finanzierung vorgestellt. 

Gemäß der dort enthaltenen Verordnung über die 

Einrichtung eines Rahmens zur Erleichterung nach-

haltiger Investitionen soll eine EU-Nachhaltigkeitsta-

xonomie entwickelt werden. Zu diesem Zweck hat 

die EU-Kommission eine eigene Technical Expert 

Group (TEG) on Sustainable Finance gegründet. Es 

sollen auch die Empfehlungen der beim Financial 

Stability Board angesiedelten Task Force on Climate 

Related Financial Disclosures (TCFD) berücksich-

tigt werden. Zusätzlich sind alle Arbeiten in den Fit-

ness-Check zur öffentlichen Berichterstattung von 

Unternehmen eingebunden.  

Die Untergruppe 4 der TEG zu Messgrößen und Me-

thoden beabsichtigt, am 13./14. November 2018 ein 

Diskussionspapier und am 19./20. Dezember 2018 

einen Abschlussbericht vorzulegen. Unklar ist aber 

noch, wann die TEG insgesamt ihren Bericht vorle-

gen wird. Weiterhin sollen im Juni 2019 die Ergeb-

nisse des Fitness Check als Commission Staff Wor-

king Paper publiziert werden. Dies ist kein politi-

sches Papier, d.h. es ist eine reine Bestandsauf-

nahme und enthält keine Empfehlungen für zukünf-

tige Arbeiten. Zusätzlich wird es aber wahrscheinlich 

eine Mitteilung der EU-Kommission mit einigen poli-

tischen Empfehlungen geben. Diese wären aber im 

Zweifelsfall von der nächsten Kommission umzuset-

zen. Folglich werden vor 2020 keine konkreten Ar-

beiten erwartet.  

Die EU-Kommission machte in der Anhörung klar, 

dass alle Änderungen an Leitlinien für die Berichter-

stattung über nichtfinanzielle Informationen durch 

die Richtlinie gedeckt sein müssen. Dabei plant die 

aktuelle Kommission keine Änderungen der Richtli-

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014L0095&from=RO
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013L0034&from=RO
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013L0034&from=RO
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52017XC0705(01)&from=EN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52017XC0705(01)&from=EN
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/banking-and-finance/sustainable-finance_de
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/banking-and-finance/sustainable-finance_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiative/1185/publication/238025/attachment/090166e5bb6d9f38
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiative/1185/publication/238025/attachment/090166e5bb6d9f38
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiative/1185/publication/238025/attachment/090166e5bb6d9f38
https://ec.europa.eu/info/publications/sustainable-finance-technical-expert-group_en
https://ec.europa.eu/info/publications/sustainable-finance-technical-expert-group_en
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nie mehr, künftige Reformen sind aber nicht auszu-

schließen. Zudem könnte auch das Europäische 

Parlament Änderungen anregen.  

Richtlinie und Leitlinie haben das Ziel, die Berichter-

stattung der Unternehmen zu vereinheitlichen und 

besser vergleichbar zu machen. Insbesondere die 

Leitlinien sind nicht verpflichtend und lassen Raum 

für andere Formen der Berichterstattung. Sie sollen 

folglich primär eine unterstützende Funktion für be-

richtspflichtige Unternehmen haben. Unabhängig 

davon wurde in der Abhörung deutlich, dass einige 

Interessengruppen die Absicht haben, diese Be-

richterstattung direkt an die Erreichung der Pariser 

Klimabeschlüsse zu koppeln. Dies würde aber er-

hebliche Anpassungen des bestehenden Regel-

werks erfordern. Völlig unbeantwortet wäre bisher 

auch die Frage, wie ein unzureichender Beitrag ei-

nes berichtspflichtigen Unternehmens zu den Pari-

ser Klimazielen zu definieren wäre und welche Kon-

sequenzen damit verbunden sein könnten. Es be-

steht zudem die Sorge, dass eine solche Entwick-

lung die Unternehmen zu einer restriktiveren Be-

richtspolitik veranlassen könnte. (br) 

EU-Kommission: Verhaltenskodex Beihilfever-

fahren  

Die EU-Kommission hat einen neuen Verhaltensko-

dex für die Durchführung von Beihilfeverfahren her-

ausgegeben. Dieser ersetzt den Kodex aus dem 

Jahr 2009 und gibt praktische Hinweise zur Abwick-

lung von Beihilfeverfahren. Ziel ist es, Beihilfeverfah-

ren transparent, einfach, klar und vorhersehbar zu 

gestalten sowie ihre Bearbeitungszeit zu verkürzen. 

Es werden Beispiele für komplexe Beihilfeverfahren 

genannt und Informationen dazu gegeben, wie diese 

Verfahren effizient bearbeitet und Beschwerden be-

handelt werden können. Besonderes Augenmerk 

richtet sich darauf, was in der Zeit vor der förmlichen 

Anmeldung der Beihilfe zu beachten ist, z.B.: 

Å Wie können Behörden der Mitgliedstaaten Maß-

nahmen, bei denen eine Beeinträchtigung des Wett-

bewerbs unwahrscheinlich ist, durchführen, ohne 

sie förmlich bei der Kommission zur Genehmigung 

anzumelden 

Å Wie kann die Bearbeitung von Beihilfesachen 

dadurch erleichtert werden, dass die Mitgliedstaaten 

im Rahmen ihrer Zusammenarbeit mit der Kommis-

sion angeben können, welche Fälle für sie von be-

sonders hoher Priorität sind. 

Ferner enthält der Kodex Ausführungen zu einem 

gestrafften Verfahren für unkomplizierte Fälle. Dann 

soll nach Möglichkeit innerhalb von 25 Tagen ab 

dem Tag der Anmeldung ein Kurzbeschluss erlas-

sen werden, mit dem die Kommission feststellt, dass 

die angemeldete Maßnahme keine Beihilfe darstellt 

oder einen Beschluss fasst, keine Einwände zu er-

heben. 

Weitere Informationen finden sich in der Pressemit-

teilung der EU-Kommission. (gdw) 

Trinkwasserrichtlinie (DWD): Plenarabstimmung 

im EU-Parlament 

Das Europäische Parlament (EP) hat in seiner Ple-

narsitzung am 23.10.2018 den im Umweltausschuss 

abgestimmten Bericht zur DWD mit 300 zu 98 Stim-

men angenommen. 

Die für die Wohnungswirtschaft relevanten Artikel 

haben sich in der Plenarabstimmung nicht geändert. 

D.h., Wohngebäude werden nicht als besondere 

Räumlichkeiten (priority premises) definiert und 

müssen somit nicht die erhöhten Ansprüche erfüllen 

wie Pflegeheime, Krankenhäuser etc. 

Der nächste Schritt wird die Abstimmung im Rat 

sein, voraussichtlich im Dezember 2018. Aber die 

Wahrscheinlichkeit für wohnungswirtschaftlich rele-

vante Änderungen seitens der Mitgliedstaaten ist 

sehr gering, da Rat und EP vor der Plenarabstim-

mung im EP im Rahmen der Trilog-Verhandlungen 

eine gemeinsame Beschlusslage geschaffen haben. 

(gdw) 

http://ec.europa.eu/competition/state_aid/reform/best_practise/de.pdf
http://ec.europa.eu/competition/state_aid/reform/best_practise/de.pdf
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-4544_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-4544_de.htm


 
 

OKTOBER 2018 

AKTUELLES AUS POLITIK UND GESETZGEBUNG 

 

 

 

 

5 

Parlament und Rat: Verhandlungstand zu CO2 

Grenzwerten bei Straßenfahrzeugen / Beschaf-

fung von umweltfreundlichem ÖPNV  

Am 3. Oktober 2018 wurde durch das Plenum des 

Europäischen Parlaments strengeren CO2-Grenz-

werten für neue Personenkraftwagen und für leichte 

Nutzfahrzeuge zugestimmt. Dabei sprechen sich die 

Abgeordneten für eine Reduzierung der CO2-Emis-

sionen von neu zugelassenen Fahrzeugen um 40% 

bis 2030 und 20% bis 2025 aus. Der Rat der EU plä-

diert ebenfalls für eine strengere CO2-Emissi-

onsnorm und sieht für PKWs eine Reduzierung bis 

zu 35% und leichte Fahrzeuge bis 30% bis 2030 vor. 

Dabei werden die jeweiligen Verschärfungen mit 

dem Anliegen, einen Beitrag zur Erreichung der 

Ziele des Pariser Klimaschutzabkommens zu leis-

ten, begründet. Weitere Einzelheiten können hier 

auf der Ratsseite eingesehen werden.   

 

Mit dem Ziel, den öffentlichen Nahverkehr bis 2025 

bzw. 2030 umweltfreundlicher zu gestalten, verab-

schiedete die EU-Kommission im November 2017 

eine überarbeitete Fassung der Richtlinie zur Förde-

rung sauberer und energieeffizienter Fahrzeuge. 

Diese sieht vor, bis 2025 bzw. 2030 einen Großteil 

an öffentlichen Verkehrsmitteln auf alternative Kraft-

stoffe umzustellen. Am 25. Oktober 2018 wurde 

dazu der Bericht vom Plenum des Europäischen 

Parlaments angenommen. Die Richtlinie sieht vor, 

den Anwendungsbereich auf Elektrizität (incl. Hyb-

rid), Wasserstoff und Biokraftstoffe auszudehnen. 

Die Richtlinie solle nach Ansicht des Parlaments für 

alle Kommunen (auch kleinere Kommunen) gelten. 

Die angenommen Änderungen können hier abgeru-

fen werden. (du) 

 

 

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2018/10/10/co2-emission-standards-for-cars-and-vans-council-agrees-its-position/
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2018-0424+0+DOC+PDF+V0//DE
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STÄDTISCH E UND TERRITORIALE ENTWIC KLUNG 

Internationale Deklaration von Großstädten zu 

Recht auf Wohnraum  

Am 16. Juli 2018 unterzeichneten u.a. die Städte 

Barcelona, Berlin, London, Montreal, New York und 

Paris die Erklärung zu einem ĂRecht auf Wohnraumñ 

und einem ĂRecht auf Stadtñ.  

Die Großstädte fordern in ihrer Deklaration 

¶ mehr rechtliche und steuerliche Befugnisse 

zur Regulierung des Immobilienmarktes 

¶ verstärkte Förderung des sozialen Woh-

nungsbaus in allen Stadtvierteln 

¶ Förderung gemischter Wohnlösungen, die 

weder rein staatlichen noch rein kommerzi-

ellen Zwecken dienen 

¶ eine Stadtplanung, die angemessenen 

Wohnraum mit hochwertigen, integrativen 

und nachhaltigen Nachbarschaften (Quar-

tierbildung) ermöglicht und 

¶ die Planung gemischter und polyzentri-

scher Städte zur sozialen, wirtschaftlichen 

und ökologischen Nachhaltigkeit von städti-

schen Gebieten 

Kommunen sind eingeladen, die Initiative des inter-

nationalen Dachverbands der Städte und Regionen 

(UCLG) zu unterstützen und der Deklaration beizu-

treten. 

Weitere Informationen und Links zur Unterstützung 

der Deklaration finden sich auf der Webseite der U-

CLG. (gdw) 

Eurostat: Jahrbuch der Regionen 2018 

Das statistische Amt der EU, Eurostat, hat im Sep-

tember sein Jahrbuch der Regionen 2018 in engli-

scher Sprache veröffentlicht. Die Ausgabe liefert 

zahlreiche Daten und Statistiken sowie eine Analyse 

mit den wichtigsten Ergebnissen zu europäischen 

Städten und Regionen. Eine Übersicht der Regional-

statistiken für die 276 Regionen der NUTS-2-Ebene 

(in Deutschland sind es 38) und ausgewählter Indi-

katoren für die 1342 Regionen der NUTS-3-Ebene 

(in Deutschland 402) der 28 Mitgliedstaaten der EU 

wird gegeben. Das Jahrbuch ist in 12 Kapitel unter-

teilt: 

1. Regionalpolitik und Prioritäten der Europäi-

schen Kommission 

2. Bevölkerung 

3. Gesundheit 

4. Bildung und Weiterbildung 

5. Arbeitsmarkt 

6. Wirtschaft 

7. Strukturelle Unternehmensstatistik 

8. Forschung und Innovation 

9. Digitale Wirtschaft und Gesellschaft 

10.  Tourismus 

11.  Verkehr 

12.  Landwirtschaft 

 

Wie bereits in den letzten zwei Ausgaben enthält 

das Jahrbuch zwei zusätzliche Kapitel mit Fokus auf 

Europäische Städte und Regionaltypologien in der 

EU. Ersteres setzt sich mit den folgenden drei The-

men auseinander: 

¶ Demographischer Wandel mit Schwerpunkt 

Migration 

¶ Bildung und Beschäftigung 

¶ Lebensstandards in Städten, mit Informationen 

zu Armutsrisiko oder sozialer Ausgrenzung, 

und Wohnkosten (gdw) 

Europaparlament: Cozzolino legt Berichtsent-

wurf für neuen EFRE / KF Fonds vor  

Am 21. September 2018 legte der italienische EU 

Abgeordnete Andrea Cozzolino dem Ausschuss für 

Regionale Entwicklung seinen Berichtsentwurf über 

den legislativen Kommissionsvorschlag zur Ausge-

staltung des EFRE und Kohäsionsfonds ab 2021 

vor. Cozzolino greift dabei folgende Punkte auf:  

¶ Er integriert darin ausdrücklich noch einmal die 

Bedeutung des EFRE und Kohäsionsfonds 

nämlich als Unionsinstrument, um die wichtigs-

ten regionalen Ungleichgewichte in der EU aus-

zugleichen und den Rückstand der am stärksten 

https://www.uclg.org/sites/default/files/cities_por_adequate_housing.pdf
https://www.uclg.org/sites/default/files/cities_por_adequate_housing.pdf
https://www.uclg.org/en/media/news/cities-adequate-housing-call-action-ensure-right-housing
https://www.uclg.org/en/media/news/cities-adequate-housing-call-action-ensure-right-housing
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/3217494/9210140/KS-HA-18-001-EN-N.pdf/655a00cc-6789-4b0c-9d6d-eda24d412188
http://ec.europa.eu/eurostat/web/nuts/overview
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benachteiligten Regionen durch eine nachhal-

tige Entwicklung und strukturelle Anpassung an 

die Wirtschaft zu ermöglichen. 

¶ Wie auch die Berichterstatter zu Allgemeinen 

Dachverordnung fordert er die Reintegration 

des ELER unter die gemeinsamen Bestimmung 

der Dachverordnung 

¶ In Artikel 2, in dem die Geltungsbereiche des 

EFRE und des KF definiert sind, sollen Katastro-

phenschutz, Schutz und Aufwertung des Natur-

erbes, emissionsarme städtische Mobilität so-

wie nachhaltiger Tourismus als Fördertatbe-

stände ergänzt werden.  

¶ In Artikel 6 sollen Ausnahmeregelungen gelten, 

um die Förderfähigkeit zur Verbesserung der 

Energieeffizienz von Fernwärmesystemen zu 

ermöglichen.  

¶ Unter Artikel 3 schlägt Cozzolino vor, technische 

Hilfen zu nutzen, um für programmverwaltende 

Stellen bzw. mit der Umsetzung des EFRE be-

teiligten Dienstleistern und öffentlichen Verwal-

tungen eine Unterstützung durch institutionelle 

Kapazitäten, Netzwerkaktivitäten den Erfah-

rungsaustausch zu bieten. 

¶ Änderung der unter Artikel 3 formulierten Ge-

bietskategorien, für die unterschiedliche Quotie-

rungen gelten: Im Kommissionsvorschlag orien-

tieren diese sich auf nationaler Ebene am BIP, 

Cozzolino möchte sie jedoch auf regionaler 

Ebene definieren. Das hieße folglich für die 

deutschen Übergangsregionen Änderungen bei 

den thematischen Quotierungen für die politi-

schen Ziele bei der Programmierung ihrer Ope-

rationellen Programme.  

¶ Eine Aufweichung der Quotierungen: Der Ver-

ordnungsentwurf für den EFRE ist (insbeson-

dere für Deutschland) mit einer enormen Un-

wucht zugunsten der Förderthemen unter dem 

politischen Ziel 1 (Digitalisierung) und 2 (CO�•-
Minderung) gekennzeichnet. Dies möchte der 

Berichterstatter aufweichen. Er schlägt eine na-

tionale Quotierung zu einem der PZ unter Artikel 

2 vor, die mit mind. 60% des EFRE bedient wer-

den müssen, dabei jedoch mindestens 30% für 

das politische Ziel 2. Hinzu kommt, dass bei hin-

reichend begründeten Fällen die Quotierungen 

je Region um bis zu 10% geändert werden kön-

nen. Somit wäre den deutschen Bundesländern 

und letztlich, den Fördermittelempfängern eine 

wesentlich größere Flexibilität in der Themen-

vielfalt gegeben. 

¶ Im Bereich der nachhaltigen Stadtentwicklung 

fordert Cozzolino eine Quote von 10% des 

EFRE (Kommission schlägt 6% vor). Gleicher-

maßen sollen Vorhaben für die Stadtentwick-

lung aus EFRE und dem ESF+ bedient werden 

können. Dies ist eine Erweiterung zu Artikel 22 c 

der allgemeinen Dachverordnung die bislang 

nur EFRE Maßnahmen geltend macht, es sei 

denn ein ITI oder CLLD werden genutzt.  

¶ Neben der Mindestquote von 10% für das PZ5 

(nachhaltige Stadtentwicklung), sollen auch die 

anderen Ziele PZ1 ï PZ4 bei entsprechender 

Kohärenz zur Stadtentwicklung angerechnet 

werden können. Damit wären bis zu 20% des 

EFRE für die Stadtentwicklung möglich. Dies 

ginge weit über die bisherigen 6% hinaus. Be-

reits jetzt liegen Bundesländer wie Berlin oder 

Thüringen im zweistelligen Prozentbereich.    

¶ Zum Artikel 10 der EFRE-VO Entwurf liegen bis-

lang keine Änderungsvorschläge vor.  

 

Die weiteren Änderungsanträge aus dem REGI-

Ausschuss werden am 21. November abgestimmt. 

Danach geht der Vorschlag in das Plenum. Der Be-

richtsentwurf kann in deutscher Sprache hier abge-

rufen werden. (jos)  

 

Europaparlament: Berichtsentwurf für mehrjäh-

rigen Finanzrahmen liegt vor  

Die Ko-Berichterstatter des Haushaltsausschusses 

Jan Olbrycht, Isabelle Thomas, Janusz Le-

wandowski und Gérard Deprez legten am 26. Sep-

tember einen Berichtsentwurf über die Ausgestal-

tung des mehrjährigen Finanzrahmens ab 2021 vor. 












